
Gewalt in der Geest-
hachterKommunal-
politik
EinBeitrag zurAuseinan-
dersetzung vonSPD und
KPD in der Weimarer Re-
publik

Wolfgang BlandowDie kommunistische „Hamburger Volkszeitung" veröffent-
lichteam 6.4.1946einen Aufruf zur Arbeitereinheit inGeest-
hacht:
„Unddaherrichten wirandieLeitungen derKPDundderSPD
den dringenden Appell, dieganzeKraft und dasganze Streben
dafür einzusetzen,daß esniemals wieder zueinemBruderkampf
zwischen denbeiden Arbeiterparteien kommt. Denndas12jäh-
rige nationalsozialistischeRegime hat mit grausamer Deutlich-
keit gezeigt, wer dabei zum Schaden des ganzen Volkes der
lachende Dritte ist. Zieht aus denFehlern,die beideParteienin
der Vergangenheit begangen haben, eure Lehren zum Wohle
einesneuen, wahrhaftdemokratischen Deutschlandundschafft
eine Einheit zwischen den kommunistischen und sozialdemo-
kratischenGenossen."
18Jahre früher wäreeinsolcher AufrufderGeesthachterKom-
munisten unmöglichgewesen. Der ideologische Konflikt zwi-
schenden beiden Arbeiterparteien imallgemeinen, aber auch
das besondere Kräfteverhältnis von SPD und KPD in der
Geesthachter Kommunalpolitik führten in der Stadt Geest-
hacht zu tiefen Zerwürfnissen zwischen beiden Parteien. Sie
fanden ihrenHöhepunkt in jenengewalttätigen Auseinander-
setzungendesJahres 1928,derenSchilderung Gegenstand die-
ses Aufsatzes sein soll. Sie sind ein Beispiel für die vielerorts
herrschendepolitischeUnkulturinderersten deutschenRepu-
blik,wo anstellevon ArgumentendieFäuste zur Überzeugung
politisch Andersdenkender eingesetzt wurden.

Geesthacht, im südlichen Teil Schleswig-Holsteins gelegen
und heute dem Kreis Herzogtum Lauenburg zugehörig, war
gegenEndederzwanziger JahreeinhamburgischesLandstädt-
chen mit etwa 5000 Einwohnern. Das Besondere an Geest-
hacht war, daß es einen im Vergleich zuanderen Gemeinden
hohenAnteil an Arbeiternunter der erwerbstätigen Bevölke-
runghatte.Nach einerStatistik aus dem Jahre1925 waren von
den 2265 Erwerbstätigen der Stadt 1438 Arbeiter und Hausan-
gestellte, 396 Selbständige, 308 Angestellte oder Beamte und
123 mithelfende Familienangehörige.1 Beschäftigung hatten
die Arbeiter bis zumEnde des1.Weltkrieges vor allem inden
beiden am Eibufer gelegenen Sprengstoffabriken Düneberg
und Krümmel gefunden. NachderenStillegung in der darauf-
folgenden Zeit wurde eingroßer Teilder Arbeiterbevölkerung
beschäftigungslos. Diesesführte nichtnur zuerheblichensozia-
len und finanziellenProblemen für die Stadt Geesthacht, son-
dern auch zur politischen Radikalisierung eines Teils der Be-
völkerung,die in einem ungewöhnlich hohen Stimmenanteil
zuerst für die USPD, später für die KPD ihren Niederschlag
fand.Einige Wahlergebnisse mögendies verdeutlichen:2

1 H.-J. Zimmermann: Ein Wahlkreis
im Vorfeld der Großstadt Hamburg:
Geesthacht/Hzgtm. Lauenburg, S.
298, in: „Problemepolitischer Partizi-
pation im Modernisierungsprozeß",
hrsg. von Peter Steinbach, Stuttgart
1982.
2 Geesthacht, 60 Jahre Arbeiterbewe-
gung 1890-1950 von August Ziehl,
S. 51, Verlag der WN, Ortsgruppe
Geesthacht,1951.

Schleswig-Holsteinheule
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DieKPD hatte in Geesthacht nicht nur außergewöhnlich gute
Wahlergebnisse aufzuweisen,siebesaß auch organisatorisch in
der Geesthachter Arbeiterschaft einen starken Rückhalt. So
schreibt die kommunistische „Hamburger Volkszeitung" am
4.8.1927anläßlich einerWerbewoche für die KPD,daß esdas
Zielder Parteisei, die Mitgliederzahl der SPD in Geesthacht
von 1914 (600) wieder zu erreichen. Die Geesthachter SPD
konntenicht annäherndeinensohohenOrganisationsgrad auf-
weisen. Sie war dort eher die Partei der Facharbeiter und
Handwerker, währendsich inder GeesthachterKPDdieunge-
lernten, vielfach arbeitslosen Industriearbeiter organisierten.
AlsBelegdafür lassensichdieBerufsangaben für dieKandida-
ten zur Stadtvertreterwahl im Jahr 1927anführen. Vonden19
Kandidaten der SPD waren einer Lehrer,vierzehn Handwer-

Das Zentrum von Geesthacht mit
Marktplatz und Rathaus in den 30er
Jahren. Die kleine Provinzstadt hatte
trotzseiner ländlichenLage einenun-
verhältnismäßig hohen Anteilan Ar-
beitern an der Gesamtbevölkerung
(Foto: XV. Hinzmann)

Tabelle 1: Wahlen in Geesthacht 1919 bis 1927
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Wahlen gültige Stimmen
SPD USPD KPD bürgerl. Parteien

Nat.Vers. Jan.1919 1551 867 861
Stadtvertretung
April 1919 885 977 784
Stadtvertretung
Juni 1921 786 1017 978

Stadtvertretung
März 1924 588 1187 1076

Stadtvertretung
Okt. 1927 6S6 1286 1078



ker und vier Arbeiter, vonden 30Kandidaten der KPD waren
sechsundzwanzig Arbeiter, zwei Hausfrauen und zwei Hand-
werker.3 Densozialen Unterschiedenbei denMitgliedernent-
sprach die unterschiedliche politische Zielsetzung. Die SPD
bekannte sich im wesentlichen zur republikanisch-demokrati-
schen Staatsordnung der Weimarer Republik, die KPD
drängte auf revolutionäre Veränderungen der bestehenden
Gesellschaftsordnung. Sie fühlte sich dabei als legitimeNach-
folgerin der Vorkriegs-SPD.4

Nachder Stadtverordnetenwahlam 23.10.1927schrieb das
sozialdemokratische „HamburgerEcho":
„Noch beikeiner Wahl istso fieberhaft gearbeitet worden, kein
Wahlresultat ist mit größerer Spannung erwartet worden. Die
KPD zogdenganzen Tagmit ihrer Rot-Frontkämpfer-Kapelle
umher und machte auf den freien Plätzen Kaspertheater mit
Pappfiguren. Eine recht sinnige und passende Demonstration
kommunistischer kommunalpolitischer Tätigkeit...

DasErgebnis für dieBürgervertretung wirdsein:9Kommuni-
sten, 4Sozialdemokratenund6Bürgerliche. Der Rat wirdkünf-
tig wieder aus 3Kommunisten, 2 Bürgerlichen und1Sozialde-
mokratenbestehen.DieStadtvertretung wirddementsprechend,
dasie ausBürgervertretung undRatbesteht, 12Kommunisten,8
Bürgerliche und5 Sozialdemokraten zählen unddazudenBür-
germeister..."
DieKommunistenhattenihr Ziel,die absoluteMehrheitinder

3 StA Hamburg, Landherrenschaft
Hauptregister XXVIIB163/1, Bd.6.
4 Hamburger Volkszeitung v. 9.9.
1927.

Geesthachler Veteranen der Arbeiter-
bewegung (KPD); August Ziehl:
2. v.rechts oben (aus: A. Ziehl:Geest-
hacht, 60 Jahre Arbeiterbewegung)
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Stadtvertretung zuerreichen,knapp verfehlt. Trotzdem erho-
ben sie aufgrund ihrer starken Stellung den Anspruch, die
städtische Kommunalpolitik in ihrem Sinne zu bestimmen,
konnten diesesaberbeidengegebenenMehrheitsverhältnissen
oftmals nicht durchsetzen. Ihrer Verärgerung machten sie in
der Folgezeit Luft durch immer heftigere Angriffe gegen den
von ihnen als „Diktator" bezeichneten Bürgermeister Welt-
zien5und dieSozialdemokraten, die sie als „Speichellecker des
Bürgermeisters", „verknöcherteReformatoren" und ,yArbeiter-
verräter" bezeichneten.

Zum stellvertretendenBürgermeister wurde der kommuni-
stischeRatmann August Ziehlgewählt. Erhattebei Abwesen-
heit des Bürgermeisters die Möglichkeit,die Stadtvertretung
einzuberufen. Davon machte er vor allem dann Gebrauch,
wenn sich durch Abwesenheit des Bürgermeisters undeiniger
nichtkommunistischer Stadtvertreter eine Mehrheit für seine
Parteiergab.EinesolcheGelegenheitbot sicham10.Juli1928.

Nach dem Sitzungsprotokoll6 erschienen zu dieser Sitzung
nurdie12 Stadtvertreter derKPD.RatmannZiehl stelltegem.
Art.36 der Hamburgischen Städteordnung v. 8.1. 1924 die
Beschlußunfähigkeit der Stadtvertretung fest, da weniger als
dieHälfte ihrerMitglieder anwesendwar,undsetzte als neuen
Sitzungstermin Samstag, den14.7.1928 fest.

Auch zudieser Sitzung erschienennur diekommunistischen
Stadtvertreter. Ziehlerklärte die Stadtvertretung diesmalun-
ter Hinweis auf die Städteordnung für beschlußfähig und ließ
durch seine Genossen einige der KPD wichtige Beschlüsse
fassen. Publizistischbrachte er denAlleingang seinerFraktion
einige Tage später wie folgt an die Öffentlichkeit:
„Unter Anwesenheit aller 12 kommunistischen Vertreter fand
am Sonnabend die zweite beschlußfähige Stadtvertreterver-
sammlung statt. Alle bürgerlichen und verbürgerlichten Vertre-
ter waren nicht erschienen, anscheinend, weilihr Leithammel
nicht zur Stelle war. Arme Stadtvertreter, dieselbst keineMei-
nung haben und wegen ihres Grundsatzes - eine Hand wäscht
die andere -allePolitik mitmachen, wie es dem Diktator Welt-
zien, der zur Zeit inFerien gegangen ist, beliebt... Ohne alle
Arbeiterfeinde wurdendannalle 8 Tagesordnungspunkte invol-
ler Einmütigkeit angenommen, ohnedaß inGeesthachtalles auf
den Kopf gestellt wird, wie es in den krausen Gehirnen der
GeesthachterSpießer spukt..."7

DieBeschlüsse der Kommunisten lagen durchaus imInteresse
der vielen arbeitslosen Arbeiter der Stadt Geesthacht; so hat-
ten siez.B.dieMiete für kinderreicheFamilien indenstadtei-
genen Neubauwohnungen auf jährlich 250 Mark festgesetzt.
IhreErbitterung wardeshalbgroß, alsdievorgesetzteBehörde
der Stadt Geesthacht, dieLandherrenschaftHamburg,sämtli-
che Beschlüsse der Stadtvertretung vom 14.7. für ungültig
erklärte.DieLandherrenschaft hattedieBeschlüsse beanstan-
det, weil dieEinberufungen zur 2.Stadtvertretersitzung nicht,
wieinder Städteordnungvorgeschrieben, besondersergangen,
sondernbereits mit der Einladung zur ersten beschlußunfähi-
gen Sitzung versandt worden waren. Da sie diesen formalen

5 Julius Weltzien, Bürgermeister von
Geesthachtv. 1.4. 1924-1.9. 1931.
6 StA Hamburg, Landherrenschaft
Hauptregister XXVIIB 162Band 16.
7 Hamburger Volkszeitung v. 18.7.
1928.
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Grund schon allein als ausreichend ansah, hatte sie andere
Gesichtspunkte, wiez.B.die angespannteFinanzsituationder
Stadt Geesthacht, nicht mit angeführt. 8

Zur nächsten Sitzung der Stadtvertretung am 17.8. 1928
mobilisiertendieKommunisten ihre Anhängerschaft. Diesmal
waren Bürgermeister Weltzien und sämtliche Stadtvertreter
anwesend. Als die Aufhebung der Beschlüsse vom 14.7. auf
der Tagesordnung stand,kam es zum Tumult.Dieaufgereizten
Anhängerder KPDbeleidigtendenBürgermeister mitWorten
wie„Büffelkopp -duhesthiergornixtoseggen-holldatMul".
Der darauf folgenden Aufforderung des Bürgermeisters, den
Saal zuräumen, kamennur wenige nach. Alsdann diePolizei
erschien, um denSaal gewaltsam zuräumen,kam es zueinem
Handgemenge. Dabeischlug einerderZuhörerdemkriegsver-
sehrtenBürgermeister ins Gesicht undauf dieBrust und stieß
ihn schließlich auf einen Heizkörper. Selbst stellte der Täter
diesen VorfallMonatespätervor demBergedorfer Schöffenge-
richt so dar:
„Der Bürgermeister kam mit verschränkten Armen ganz wild
aufdieZuschauerzu.Ichhabe ihmordentlicheinsmit derFaust
gegeben, sodaß er zurSeitekippte und habemich dann verduf-
tet."9

Die „Hamburger Volkszeitung" nahm am 21.8. 1928 eben-
falls zu den Vorkommnissen Stellung. Unter der Überschrift
„DerDiktator unter dem Schütze derPolizei" schrieb sie u. a.:
„Meins (bürgerlicher Stadtvertreter) stellte denAntrag, daß alle
Beschlüsse, die am 14. 7. gefaßt wurden, aufgehoben werden

8 StA Hamburg, Landhenenschaft
Hauptregister XXVIIB 162 Band 16.
9 Bergedorf-Sander-Volksblatt v.
16.5. 1929.

Karikatur aus „Das Rote Geesthacht"
v.28. 9. 1928
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sollten.Diese Herausforderungunddie Tatsache, daß der Bür-
germeisterbeantragte, dieRedezeit auf5 Minutenzubeschrän-
ken, riefbei den Vertreterndes Proletariatsund beider zahlrei-
chen Zuhörerschaftdiegrößte Erregung hervor. Hatte derBür-
germeister, wiebeiihmüblich, aufdasLachender Zuhörerdiese
zur Ruhe ermahnt, so steigerte sich jetzt seine Wut über die
unerwünschten Zuhörer von Minute zu Minute. Er forderte
einige bestimmte Zuhörerauf, den Sitzungssaal zu verlassen,
was diese gar nicht konnten, da wegen Überfüllung die Ein-
gangstür zugesperrt war. Durch seine Provokation wurde die
Situation immer erregter.Er aber, statt nun ruhig abzuwarten,
gingindieNähederZuhörerundfordertesieeinzelnauf,sofort
den Saal zu verlassen. Ein Mann, der an dem Bürgermeister
vorbeigehenmußte, warnachBerichteneinesAugenzeugen von
Weltzien gestoßen wordenund gab dem Bürgermeister aufdes-
senProvokationeinige Schläge ins Gesicht...Der Meier (SPD)
wurde tätlichgegen einige Zuhörerund bekam dafür einige an
die Ohren. Inzwischenhatte derDiktatordie GeesthachterPoli-
zeibestellt. DieErregung wurde durch dieseGewaltmaßnahme
immergrößer. DieUnterbrechungderSitzungwurdeverlängert,
inder Hoffnung, daß bald Verstärkung durch die Schönfelder-
sche Sipo (=Sicherheitspolizei, d.Verf.) ausHamburgeintref-
fen würde. Hatte dochschon am Morgen der Deutschnationale
Meins erklärt, daß 50 Sipos und Kriminale in Geesthacht zur
AufrechterhaltungvonRuheundOrdnungeintreffensollten..."

Karikaturaus „Das Rote Geesthacht"
v. 28.9. 1928
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Außerdem rief die „Volkszeitung" die Arbeiter zu einer
öffentlichenProtestversammlung auf und forderte die Auflö-
sung des Stadtparlaments. IneinerResolutiongingen dieKom-
munisten mit ihren Gegnern hart ins Gericht. Der nachfol-
gende Text der Resolutionzeigt sehr deutlichdieunversöhnli-
cheHaltungderKommunisten inderStadtGeesthachtzu jener
Zeit. Er ist außerdem ein gutes Beispiel für die agitatorische
Sprache der KPD, mit der sie ihre Anhängerschaft zumobili-
sieren hoffte:

„Resolution
Die heutige von über 400 Personen besuchte Protestversamm-
lung erhebt den schärfsten Protestgegen die arbeiterfeindliche
Gewaltpolitik des Bürgermeisters undseiner Koalitionsbrüder
vonKlindworth bis Meins.

Während der Abwesenheit des Bürgermeisters wurden fol-
gende Beschlüsse ordnungsgemäß gefaßt:
1. Die Miete in den städtischen Neubauwohnungen beträgt für

Kinderreiche jährlich250RM.
2. Die Wohnungen sollen durch das Wohnungsamt ausgelost

werden.
3. Falls noch Baugelder übrig bleiben, soll hierfür in erster

LinieeinAltersheim (Kleinwohnungen) gebaut werden.
4. Um den arbeiterfeindlichen Einfluß des Bürgermeisters zu

brechen, werden 4 neue Verwaltungsausschüsse eingesetzt.
5. Keine Zahlung des Bürgermeistergehalts nach Gruppe 21,

sondern nach Gruppe18.
6. Zur Reichsstädtebundtagung wird kein Bürgermeister, son-

dern ein Vertreter der Arbeiterschaft delegiert.
7. Der Etat wurde in einer Form von der Komm. Fraktion

beschlossen, die imnotdürftigsten den Geesthachter Interes-
sen Rechnung trägt.

8. Die Verwaltung (Arbeitsamt, Wohlfahrtsamt, Elektrizitäts-
verwaltung, Wohnungsamt) wird im Interesse der Bevölke-
rung wie auch ausfinanziellen Gründen umgestellt u. a. m.

Die vereinigte Koalition:Bürgermeister, bürgerlicher Misch-
masch und die bürgerliche SPD beschloß den Anträgen des
Bürgermeisters gemäß, und zwar:
1. Die beschlossene Miete von 250Reichsmark kommtnicht in

Frage. DieMietenmüssen denBaukostenangepaßt werden,
also 400bis500RM jährlich.

2. Nicht das Wohnungsamt, sondern die Wohnungsbaukom-
mission soll über diese Wohnungen verfügen. Inerster Linie
sollen einige Günstlinge des Bürgermeisters berücksichtigt
werden.

3. Nicht Wohnungen für alteLeute, sondern die verbleibenden
Baugelder sollen an sogenannte Baulustige, denen bereits
Versprechungen gemacht wurden, gegeben werden.

4. Durch Antrag Meins wurden die 4 neuen Verwaltungsaus-
schüsse aufgehoben, der Bürgermeister nach Gr.21 (Gehalt
9500RMbis12000RM) eingestuft, zurReichsstädtebundta-
gung wird der Bürgermeister delegiert u.a. m.

Der Rat bewilligte dem monarchistischen Schützenverein
50RMfür ihren Rummel, und der Bürgermeister nahm daran
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teil.Alle diesearbeiterfeindlichenMaßnahmen sindnurmöglich
durch die Verräterdienste der SPD, wo ihr Führer Klindworth
auch der Beschneidung der Teilnahme der Zuhöreran Sitzun-
genzustimmte. .

DieGeesthachter Arbeiterschaftfordert daher:
1. Fort mit diesem arbeiterfeindlichen Bürgermeister,
2. Fort mit dieser arbeiterfeindlichen Stadtvertretung, die allen

Gewaltmaßnahmen von Weltzien zustimmt.
3. Sofortige Neuwahl der Stadtvertretung.

Die Protestversammlungspricht der arbeiterfeindlichen SPD
die schärfste Mißbilligung für ihre verräterischeHaltung aus.

Sie wird des ferneren die arbeiterfeindlichen Geschäftsleute
der Stadtvertretungnicht mehr alsKundschaft belästigen.

Die Bergedorfer Zeitung willmit ihren Lügenberichten die
HamburgerBehördenscharfgegen Geesthacht machen.

Die Versammlung erwartet, daß alle Arbeiter dieses Lügen-
blattsofort abbestellenund an derenStelle das einzige Blatt der
werktätigen Bevölkerung, dieHamburger Volkszeitung, abon-
nieren. Die Versammlung verspricht der Komm. Stadtvertre-
tung,sie inallen ihrenMaßnahmen zu unterstützen, damit end-
lichdie Forderungen der Arbeiterschaft unterstützt werdenund
zur Geltungkommen.
Vers, am 21.8.28

einstimmig angenommen."W

Auch die Sozialdemokraten fordertenaufgrund der geschil-
derten Vorkommnisse einenRücktritt der Stadtvertreter und
Neuwahlen.Die Verantwortung für dieEreignisse inderStadt-
vertretung sahensie bei denKommunisten und vor allem bei
deren Führer August Ziehl. DieBerichterstattung der (kom-
munistischen) „Hamburger Volkszeitung" bezeichnete das (so-
zialdemokratische) „Hamburger Echo" am 27.8. 1928 als ein
einziges Sammelsurium der dickstenLügen, der unglaublich-
sten Verdrehungen und Verleumdungen. Schärfste Abwehr
der kommunistischen Hetze durch schonungslose Gegenan-
griffe gegenZiehlverlangtendieSozialdemokratennacheinem
Bericht im „Hamburger Echo" v. 15.9. 28.

Der Tumult in der Geesthachter Stadtvertretung hatte Mo-
natespäter nocheingerichtlichesNachspiel. Aufder Anklage-
bank vordemBergedorfer Schöffengerichtsaßen dieStadtver-
treter Ziehl, Wahlgren undKomoss sowie 3 weitere Männer.
DieAnklage lauteteaufHausfriedensbruch,Körperverletzung
undBeleidigung desBürgermeisters. Gegenden Angeklagten
Graf, der für den tätlichen Angriff auf den Bürgermeister
verantwortlich war, wurden 6 Monate Gefängnis verhängt,
Ziehlerhielt 800RM,Komoss 300RMund die übrigen Ange-
klagten erhielten je100RMGeldstrafe.11

Am 1.9. 1928 gab die Landherrenschaftdie Beschlußunfä-
higkeit der Stadtvertretungdurch Ausscheidenvon 13Bürger-
vertretern der KPD und der SPD bekannt und verfügte Neu-
wahlen für denRestderbis zumHerbst 1930laufendenregulä-
ren Amtszeit der Stadtvertretung. Als Wahltag bestimmte sie
Sonntag,den30. 9. 1928.

10 StA Hamburg, Landherrenschaft
HauptregisterXXVIIB18.
11 Bergedorf-Sander - Volksblatt v.
16. 5. und 17.5. 1929.
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DieSozialdemokrateneröffnetendenWahlkampfmit einem
Flugblatt, indem sie sichu.a.mit derRolle des Kommunisten-
führers Ziehlbei dem Tumult inder Stadtvertretung auseinan-
dersetzten.Ziehlseider Hauptschuldige anden Vorkommnis-
sen, worunterdie ganzeStadt zuleidenhabe undwas ihrenRuf
ernstlichgefährde. SeitMonatenbetreibeergegendenBürger-
meister und die Sozialdemokratie eine unerhörteHetze. In
Flugblättern, Zeitungsartikeln und Versammlungen habe er
die Erregung seiner Anhänger bis zum Siedepunkt erhitzt.
Dem sozialdemokratischenBürgervertreter Meier habe er auf
jener denkwürdigen Sitzung zugerufen: „DeineFamilie kann
heute abend vergebens auf dich warten. Du kannst nachher
deine Knochen zusammensuchen!" Und der sozialdemokrati-
schenFraktionhabeer zugerufen: „Esdauertnichtlange, dann
hängtihralleam Galgen!"Gleichzeitigwurdenim „Hamburger
Echo"diealtenZeitenbeschworen: WährendderRevolutions-
wirren,der Zeit desKapp-Putschesund derInflationszeithabe
manmit derUSPundspäterderKPDdurchaussachlichzusam-
menarbeiten können.Das habe sich schlagartig geändert, als
August Ziehlauf denPlan getretensei...

Die Kommunisten brachten zu Beginn des Wahlkampfes
ihre Wahlzeitung „Das rote Geesthacht"12 heraus.In ihr erho-
bensie Anspruch auf eine kommunistische Mehrheit inGeest-
hacht. Zu ihrem Hauptfeind erklärten sie deshalb auch die
andere Arbeiterpartei, die SPD:
„Die Sozialdemokratische Partei, die den Hauptanspruch
macht, Geesthacht vordem Untergang zuretten, istderartigmit
Schandmalen des Arbeiterverrats behaftet, daß noch so raffi-
nierte Lügenmethoden und Wahlversprechungen keinenArbei-
ter dazu bewegen werden, dieser korrupten und verräterischen
Partei ihre Stimme zu geben. Die wenigen, die noch bis jetzt
hinter der falschen Flagge der SPD herliefen, sind inzwischen
durch die Tatsachen einesBesseren belehrt worden.Denn — die
Sozialdemokratie, das ist die Partei der Panzerkreuzermini-
ster,13dieParteidesMüller-Kabinetts, die wohl80Millionenfür
ein Schlachtschiff, aber keinen Pfennig für hungernde Kinder
übrig hat. DieSPD istdieParteiderbrutalen Gummiknüppelat-
tacken aufdemonstrierende Jugendliche, Frauen und Gewerk-
schafter...

Wer SPD wählt, legt sichselbst den Strick um den Hals und
leistet dem Arbeiterverrat und der Politik gegen die Interessen
der Werktätigen Vorschub...

Denktdaran, Arbeiterwähler, MännerundFrauenvonGeest-
hacht, am30. September, wiedieLerchlund Genossen mit den
Bürgerlichen zusammenbestrebt sind, eineMiete festzusetzen,
die vonkeinerkinderreichenFamilie aufgebracht werdenkann.
Keine einzige Stimmefür diese Arbeiterverräter!"

In der 2.Ausgabe ihrer Wahlzeitung vom 28.9.1928nannte
die KPD dann noch einmal ihre Wahlziele, zudenen u.a. die
„Beseitigung des Diktators Bürgermeister Weltzien" gehörte.

Außerdem rief die Partei zu einemDemonstrationszug mit
FackelnundMusik durchGeesthacht auf,amSonnabend,dem
29. September, abends 8Uhr.

12 StadtarchivGeesthacht,Bestand11/
63.
13 ImAugust 1928hattedie Reichsre-
gierung unter dem sozialdemokrati-
schen Reichskanzler Hermann Mül-
ler, dievoneiner KoalitionvonSPD,
DDP, Zentrum, DVPundBVPgetra-
gen wurde, dem Bau des von den
RechtsparteienunddemReichswehr-
minister GroenergefordertenPanzer-
kreuzers A zugestimmt. Der Reichs-
kanzler und seine sozialdemokrati-
schen Minister riefen durch diese Ent-
scheidungbeigroßen Teilen der eige-
nen Partei und bei der KPD einen
Sturm der Empörunghervor. Motiv
für dieEntscheidung der sozialdemo-
kratischen Minister war der Bestand
derReichsregierung.
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DieSozialdemokraten hattenbereits Tage vorher Kenntnis
vondergeplanten Demonstrationder Kommunisten erhalten.
Am 27.9. 1928 schrieb das „HamburgerEcho":
„Rotfrontkämpfer heraus! Das ist jetzt die Parole Ziehls. Aus
dem ganzen Kreis Lauenburg, aus Hamburg und Bergedorf
werdensieaufmarschieren undamkommenden Sonnabendund
Sonntag mit Hörner-und Schalmeienklang durch die Straßen
Geesthachtsziehen.1000Mannsollenkommen. UndderZweck
der Sache? Nunganz einfach! DieRotfrontkämpfer sollendie
mattgewordene Begeisterung der Ziehlanhänger wieder etwas
aufrütteln. Sie sollen Schwung in den Kram bringen und sie
sollen — und das ist zweifellos die Hauptabsicht Ziehls - die
Wählerschaft, soweit sie nichtgetreueNachläufer Ziehls sind,
einschüchtern, sie von der Wahl zurückhalten.

Dasganzeistnichts alseingroß angelegter Einschüchterungs-
versuch, mit dem Zweck, durch Wahlenthaltung die schwan-
kendePositionder KPDund vor allem Ziehls zu retten.

"
Die Sozialdemokraten ließen es aber damit nicht genug sein.
Um den Kommunisten bei ihrem Demonstrationszug den
Wind aus den Segeln zu nehmen, organisierten sie zum glei-
chen Zeitpunkt eine Veranstaltung des politischen Kabaretts
„Lachen links"aus Hamburgundmeldeten für denWahlsonn-
tagein Platzkonzert desReichsbannersSchwarz-Rot-Gold auf
dem Geesthachter Marktplatz an.

Am 29.September kam es nach einer Stellungnahme des
Hamburger Senatszu keinenStörungenderöffentlichenRuhe
und Ordnung.

Karikatur aus „DasRote Geesthacht"
v.28.9. 1928
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„DerFackelzugderKPD, andem etwa400-500Rotfrontkämp-
fer und eine Anzahl von Zivilisten teilnahmen, vollzog sich in
völligerOrdnung. Auch diepolizeilich gesicherte Kabarettver-
anstaltung derSPD wurdenichtgestört.Am Wahlsonntag trafen
dann etwa 1500 ReichsbannerleuteaufLastkraftwagen, außer-
dem aberauch Teile der „RotenMarine" in Geesthacht ein.

Kurz nach 12 Uhr kam es im Garten der Gastwirtschaft von
Petersen (Sielstr.) zu einer Schlägerei zwischen Reichsbanner-
leuten und Angehörigen des Rotfrontkämpferbundes. Die
Schlägereihatte2schwer verletzteRotfrontkämpfer und etwa15
Leichtverletzteauf beidenSeiten zur Folge.

Die teilweise noch in Kolonnen in den Straßen stehenden
Abteilungen desReichsbanners verließen aufErsuchenderPoli-
zei das Stadtinnere. Alssich dieFormation zwischen15 und16
Uhr an der äußeren Peripherie im Norden der Stadt bewegte,
entwickelte sich im oberen Teil der Hegebergstr. eine zweite
Schlägerei. Dort wareinekleinereAbteilung derRotfrontkämp-
fer mit dem Zuge des Reichsbanners zusammengeraten. Die
Schlägerei vollzogsichaufeinemgrößerenRaumaufdenHeide-
flächen amRunden Berg. Hierbei wurde teilweise mit gefährli-
chen Schlagwerkzeugen gekämpft (hölzerneLatten, Totschlä-
ger). Während des Kampfes fielen etwa 6 bis 7 Schüsse. Die
Polizei,diesofort aufdemvom Stadtinneren ziemlich weitabge-
legenen Kampfplatz einschritt, konntedie Streitendenin kurzer
Zeit trennen. DieSchlägereihat etwa 20Minutengedauert.

DasErgebnis waren1Toter (Rotfrontkämpfer, Brustschuß),
etwa 4 Schwerverletzte und etwa 40 Leichtverletzte auf beiden
Seiten. Beiden Leichtverletzten handelte es sich durchweg um
geringfügige Kopfverletzungen.

Rotfront-Kämpfer, Ortsgruppe Geest-
hacht, 1928(aus: A. Ziehl: Geesthacht,
60 JahreArbeiterbewegung)
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Sofortnach der SchlägereihatdieLandherrenschaftdieLeiter
der beiden Organisationen, Andre (KPD) und Dr. Haubach
(SPD), dazu verpflichtet, daß zuerst dieRotfrontkämpfer und
nach etwa 1'/"> Stunden die Reichsbannerleute geschlossen ab-
rücken sollten, damit die Stadt bei Anbruch der Dunkelheit
vollständiggeräumtsei. BeideOrganisationenhabendie Verein-
barungfristgemäß innegehalten.

Vor den Wahllokalen sind während des Nachmittags Zwi-
schenfälle nicht mehr vorgekommen. Gleichwohl ist die Wahl-
handlungohne Wissen derLandherrenschaft abgebrochen wor-
den."14

Soweit die Stellungnahme des Senatsder StadtHamburg, aus
der dieVerantwortlichkeit für dieGewalttätigkeitenam Geest-
hachter Wahlsonntag nicht hervorgeht. Ein klares Bild dar-
über, wer für die Vorfälle strafrechtlich verantwortlich zuma-
chen war, konnte auch bei der später folgenden gerichtlichen
Untersuchung nicht gewonnen werden. Ende 1929 wurde das
Verfahren wegen mangelnder Beweise gegen einzelne Be-
schuldigte durch Beschluß der zuständigen Hamburger Straf-
kammer eingestellt.15

DiestreitendenParteienhattendie Schuldigen für diebluti-
gen Vorgänge allerdings sehr schnell ausgemacht. In ihrer
Presse und in Flugblättern lasteten sie bereits am folgenden
Tag die volle Verantwortung für das Geschehen der jeweils
anderenParteiund ihrenKampforganisationen an.

„Kommunistische Blutschuld" und „Geesthacht unter kom-
munistischem Terror" schriebendie Sozialdemokraten. Geest-
hacht habe am Wahltag unter dem Terror der Rotfrontleute
gestanden. Der Aufmarsch des Reichsbanners habe dagegen
nur für einenruhigenWahlverlauf sorgensollen.DieRotfront-
kämpfer seien es gewesen, die zuerst am Vormittag vollkom-
men grundlos auf die im Lokal Petersen frühstückenden
Reichsbannerleute eingeschlagen hätten. Auch am Nachmit-
tag, als die Reichsbannerabteilungen aus demStadtinneren in
Richtung Geesthachter Gehölzabgezogen seien,um eineGe-
ländeübung abzuhalten, seien es die Rotfrontleute gewesen,
diemit einem Steinhagelauf die Reisbannerleute losgegangen
seien. ImSchattenderTannenundLaubbäume amRande des
Geesthachter Gehölzessei es dann zu einem Kampf gekom-
men, wie er sich schlimmer und erbitterter in einem wahren
Krieg nicht abspielen könnte. Von den Rotfrontlern sei
schließlich geschossen worden.16

„Leider haben die Schießhelden einen ihrer eigenen Leute
dabei erschossen", behauptete die SPD in einem bereits am
1.10. 1928 verbreitetenFlugblatt.

Diekommunistische „Hamburger Volkszeitung" veröffent-
lichteam 1.10.1928einenArtikel, in welchem sie die Verant-
wortlichkeit für dieblutigen Ereignisse allein demReichsban-
ner zurechnete: Die sozialfaschistischenRollkommandos des
Dr.Haubach, die bereits beim Bürgerschaftswahlkampf und
beim Treffen der GewerkschaftsJugend ihr gründliches Hand-
werkverrichtet hätten, hättenerneut Arbeiterblut vergossen.
„Nach kleineren Reibereien am Morgen und Mittag kam es

14 Hamburger Echo v. 4. 10. 1928.
15 HamburgerAnzeigerv.4.1.1930.
16 HamburgerEcho v. 1.10. 1928.
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nachmittags zu einem regelrechten Kampf zwischen RFB und
Sozialfaschisten, die aus dem Hinterhalt zahlreiche Revolver-
schüsse ingeschlossenen Formationen des RFB abgaben. Ein
Angehörigerder RotenMarine wurde durch Herzschuß sofort
getötet,andere wälztensich in ihremBlut. Insgesamt sind über
200Personenverletzt worden. Die Verletztensind zumeistRot-
frontkämpfer und GeesthachterEinwohner,aufdiedieReichs-
bannerleuteebenfalls blindwütig einschlugen. Polizeilicherseits
wurdenzahlreicheWaffen beidenReichsbannerleuten beschlag-
nahmt, neben Schußwaffen, Stahlruten, Gummiknüppel, Tot-
schläger usw.

DieHäufungderblutigen ProvokationdesReichsbannerroll-
kommandos beweist, daß die sozialfaschistischen Führer des
Reichsbannersund derSPD dieArbeiter imInteressederBour-
geoisie gegeneinander hetzen wollen, gerade in einem Zeitab-
schnitt, wo Preisniveau, Kriegsgefahr und Rüstungen der Fa-
schistendas werktätige Volk ineinheitlicheAbwehr zwingen.

"17

AuchdieKPD verbreiteteunmittelbar nachden geschilderten
Ereignissen einFlugblatt mit dem Titel„MordinGeesthacht-
Blutiger Wahlterror des Reichsbanner Rollkommandos". Die-
ses sowie das oben erwähnte Flugblatt der SPD sind diesem
Artikelbeigefügt. Sie werden zum genauenLesenempfohlen.

Der blutige Wahlsonntag forderte außer dem erwähnten
Todesopfer noch ein zweites Menschenleben. Wenige Tage
nach den Kämpfen erlag der 45jährige Reichsbannermann
Friedrich Weier ausHamburg seinenschwerenStichverletzun-
gen, die ihm am RundenBerg zugefügt worden waren. Bei
seiner Beisetzung forderteein Mitglied desBundesvorstandes
des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold vomReichund vonden
Ländern endlich einmal mehr Energie, um die furchtbare
Reihe vonOpfern, die politische Banditenvon rechtsund von
links dem Reichsbanner zugefügt hätten, zu beenden. Das
Reichsbanner sei keineOrganisation, die sich Funktionen des
Staatesanmaße. Solange derStaatseinePflicht,dieBürger der
Republik zuschützen, erfülle, solange habe das Reichsbanner
sich immer zurückgehalten. Wo aber dieser Schutz nicht ge-
währleistet sei, da werde sich das Reichsbanner zu wehren
wissen, mit aller Entschiedenheitund allemNachdruck.18

Welche Folgen hattennun die Geesthachter Ereignisse des
Jahres 1928? Bei der Wahl zur Geesthachter Stadtvertretung,
die am7.10. 1928neu gewählt wurde,verloren die Kommuni-
sten einen Sitz, die Bürgerlichen gewannen einenhinzu. Für
dieSozialdemokratieändertesichnichts.DiesesErgebnis,von
jeder Seite alsSieg gefeiert, dämpfte zumindest die aggressive
Stimmung indenSitzungen der Stadtvertretung. Gewalttätige
Auseinandersetzungen wie imJahr 1928 wiederholtensich je-
denfallsin derFolgezeit nicht.

Die blutigen Auseinandersetzungen am Wahlsonntag des
Jahres 1928 habendamals weit über die GrenzenGeesthachts
undHamburgs hinaus Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit
erregt. Für das Verhältnis der beiden Arbeiterparteien zuein-
anderund für dieEntwicklungeines gemeinsamen Willens zur
Abwehr deslangsam erstarkendenNationalsozialismuswaren

17 Hamburger Volkszeitung v. 1.10.
1928.
18 HamburgerEcho v. 11.10. 1928.
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sie sicherlich verheerend, wie noch blutigere Ereignisse an
anderen Orten des Reiches und der zunehmende Haß aufein-
ander bald zeigen sollten.
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